
l. Der Un1erschied zwischen juristischen und m,türl ichcn Personen des Privatrechts ist 

~ Dass nur juristische Personen voll rechts- und gesch-lftsfählg seil)~ . _ · 
o das$ natürliche Personen dun:h Organe handeln. 
o dass juristische Personen des Privatrechts durch Verordnung gegrOnder~ -
o dass juristische Personen niemals selbst. sondern immer nur die n11türlichcn Personen als. 

Gesellschafter haften. 

2_ Aus welchem Grund verwenden Unternehmer Allgemeine Geschäfts~edingungen? 

)'- Um für oftmalig abgeschlossene Geschäfte eine •• Vertragsschablone" zu benutzen. 
o Um als Unternehmer professionell nach Außen aufzutreten 
~ Um nicht mit jedem Vertragspartner komplizierte Venräge neu auszuhandeln zu müssen. 
o Damit der Kunde gröblich benachteiligende Klauseln nicht verhandeln kann. 

J_ folgende Rechtsgebiete gehören zum privaten Unternehmensrecht 

)II Finnenbuchrecht 
o Vcrgaberechl 
~ Gesellschilt\srecht 
o Kartellrecht 

~er subsidiären Geltung des ABGB im Bereich des Unternehmensrechts ist gemeint. 

L dass\ 

il. auch J enn das UGB Regelungen vorsieht vorrangig die No~en des ABG13 gelten_ 
[#t die Nte' rmen des ABGB immer Vorrang vor den Regelungen 1m UGB haben_ 
0 

die\· rschriften des ABGB Obemaupt Unternehmensrecht keine Anwendung finden. 
)'-._ all egelung~ des UGB ausschließlich für Unternehmer gelten. 

5 Obligatorische Organe einer GescUschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) sind 

o Vorstand 
J( Geschäftsführung 
}( Hauptversammlung 
o Gläubigerversammlung 

6. In Kapitalgesellschaften 

o herrscht entgegen den Personengesellschaften nicht der Grundsatz der Drittorganschaft. 
~ hafien die Gesellschaft nur mit dem eingebrachten Kapital_ 
o agiert der Vorstand grundsätzlich weisungsfrei von der Hauptversammlung_ 
o kann · eingebrachtes Kapital formfrei an die Gesellschafter ruckführen. 



7. Einlagen in eine offene Gesellschaft sind, 

o mindestens in einer Höhe von EUR I0.000 zu leisten. 
o gesetzlich verpflichtend zu leisten. Die Höhe jedoch bestimmt der Gesellschafisvmrag. 
o ausnahmslos als Bareinlagen zu leisten. Sacheinlagen sind unzulässig. 
jl. gesetzlich verpflichtend überhaupt nicht zu leisten. 

ß . Im österreichischen Gesellschaftsrecht ist es zulässig. 

sämtliche Rechtsformen im Sinn d<'r Privatautonomie beliebig zu kombinieren. 0 
o vertraglich einen bisher nicht geregelten Rechtsfonnryp zu vereinbaren 
~ nur die im Gesetz vorgesehen Rechtsfom1en vertraglich zu vereinbaren. 
o jeden Rechtsfonntyp beliebig für alle unternehmerischen Zwecke zu nützen. 

9 . Die unternehmerische Mängelrüge bedeutet, dass ein Unternehmer 

o bei ihm eingegangene Waren rechtlich verpflichtend untersuchen und rügen muss. 
)( augenscheinliche nicht untersuchte und nicht geril!,'1e Mängel genehmigt hat 
o für nicht gerugtc Ware dennoch Schadenersatz in Anspruch nehmen kann 
o gerügte Ware einfach jederzeit zurückschicken darf 

10. Einen Makler treffen die folgenden Pflichten 

o Der Makler muss sich um das Zustandekommen von Geschäften ernstlich bemühen. 
!i Der Makler darf nur ein im Maklcrgesccz lixient• Provision verlangen 
o Der Makler muss gnmdsatzlich im fremden Namen tätig werden 

Jf;. Der Makler ist nicht verpflichtet für seinen Auftraggeb;r auch tatsächlich tätig zu werden. 

/ I Als Unternehmer kraft Rechtsfom1 gelten 

Jl( Aktiengesellschaften 
o Kommandiuiesellschaflen 
J)( Kredilinsrinttf.' nach dem BWG 
o Vereine nach dem VcreinsG 

12. Nach den Grundsätze des Finncnrech1s. 

o dürfen Einzelunternehmer unJ Personengesellschaften nur die Namen beschränkt haftender 
Gesellschafter in deren finn a aufnehmen. 

o muss ni~fll jede Finna zwing.:-nd einen Rechtsformzusatz enthalten. 
0 muss bet Untcrnehmensübcrtrngung die Firma jedenfalls auf den Namen des Unternehmens• 

erwerbs ~nge1:asst werden und darf dieser die bisherige Firma keinesfalls fonführen. f besteht et~e Fmna led1g~1ch aus lat~inischen Buchstaben und können keine graphischen 
Unterscheidungen (Schnfiart, Schriftgröße) in die Firma aufgenommen werden. 



13. Welche Ausnahmen ..-om Am\cndungsbcrcich des UGB finden auffm ·· 

T6tigkeitcn. welche als "Einzcluntcmehmcr„ ausgeübt wcrdtn. An-4--enduns? 

o • .Freiberufler'· unterstehen nur jenen Regeln des UGB. denen sie sich frei"illig 

o . .f rcihernflcr' · mussen sich ab EUR 500.000 Umsatzcrfos im Gdch1fujahr Z\\ingmd im 

Firmenbuch eintragen lassen 

o .. Freiberufler· unterliegen lls Einieluntcmchmer zwingend auch dm 

Rcchnun~slegungsvorschriftcn des UGO 

o • .freiberuOe1 .. \..: onnen sich nicht cinm:il frci"illig in1 Firmenbuch cinuagcn lassen. 

14. Unternehmen sind. 

"li juristische Personen und daher<'"< lege schon \ oll rtthtsfahig 

o „eiy.cntumsfahig'". d h es g.ibt auch cincri Eigc:ntumer des Unternehmens 

o \..:ein sog .• SondervcrmOgcn- des Unternehmers 

o sind sachcnrcchtliche .. Gesamtsachen- und kOnncn dihc:r uchcrucchtlich als Ganzes 

verkauft oder verpfändet "-Crden 

t 5. f olgende Grundgedanken bestimmten die S) stcm:stili: dc:-s Unternchmcnsrcchts 

)(. geringere ~hutz\lo11rdig~ci1 l'\1schet1 l!nicmcl1mcm dJ Profc-s~OOJ.Jsrrn 

'lt. Bcsch~cu~1gung dc.:s Grschtftnerl(hl\ n,11.:hrn l\on1UmCT1trn 

o das Pnnzip der Unt"lllgdtli.:hlc,1 , on U:.'l'et·n ...... mm « hrn l 
X du p · · · rn • ~ · .c1~run,:rn 

ruu1p der Vcnruucn\\ChutLC'f,, n1cruni; fu, mehr Tr"ln~1~z. 



1 ß. Bei welchen der folgenden Beispiele handelt es sich nitht um dn beidseitig 
untcmehmcnshczogcnes Rechtsgeschäft? 

o Der Win der Goldenen G11n,i k:iufl für ~ein Unternehmen einen neum Laptop bei der X-AG. 
Manuel bestellt für seine Oiplomarbcit Fachli1erarur bei der ~tanz GmbH. 

o Die Caritas bestellt Z\\ Ci n('ue Rettungsaur~ beim Aurohaus lluber OG. 
,< Die auf Sofl\, arc Ent,,icklung spe,jal,~icnc Z-Gmbl·I rtfumr der GSA-AG Lizenzrechte 
o ent\\i ckc.ltcn Datenbank ein. 

\9 . Dr. Huber. Dr. Meyer und Or Modi b;.1n:1bcn gemeinsam eine Sreuerberatungsk.an.dei unttf' 
der Firma Huber. Meyer und llödl S1cuerhern1ung OG :-;.?eh einem Disput beschließt Dr. 
Meyer die Zusammenarbeit zu beenden Um seinen ~surm Ruf" zu schurzen. fordert er die 
anderen Gesdlschaf1er auf seinen Namen au.s der Fi rma zu l(',SChrn Welche der folgenden 
Aussagen zu riehlig : 

X Bei Ausscheiden eines Gesellschafrm kann dit Firma s:cu u"' t'f1mlen for1geführt \,erden 
o Der Name von Dr Meyer kann nur mit dt'1scn i!llsdro.dJ 1cht'f Zustimmung fongcführt 

werden 
o Durch du Ausscheiden von Dr Meyer ,,ird die 0G schon n l~ e t-«rukt 
'l!( Dr Meyer iil vcrpOichtct seinen Namen in da Firmt 1u bcb1~n 

20 Die X-AG har der Y-Gmbl I einen i;cbr,u,h:m l 1cfC'f'\, J~t'fl , crLtufl ()cf K:iuf, ert.f'll~ 
\\Urde am .01 06_ untl·rzeichnct l 1•crs.ux-n "cn lm h"11 der 1 ,d c•mJ'=cn .im 07 Ot, "cnlen~ 
1~ls der ~.f11arbc11er der X-AG dcn l.acfcn •J~m u!>cr:-;d,n, m,,htc 1, ~ l'<'1 Y-Gmbll jedoch 
niema~d '':1 Buro nn~,eseni.l Auf ,, ci icrc :-.J.:-hfr;i:,:c tr,lt d,c \' -Cimbll nunmehr m11 an dem 
Geschafl mch1 md1r tnrcrcn ien zu ~ein \\'t!chc ft'(hl11chm \h~lich\. n tm hJI d ie X-AG'> 

0 Die X-AG l:ann die Licfrrwa,•cn s,·huldb<"frc-,cnd .__ r.-,1 hr ._ nt t o O' • , . \ G . , "' " " ~ , ,a c-1 c,.:cn 
ic ,,., ., knnn dt·n L1d crwn~t·n III cincm offcntl ,-hrn \\' •·-! h~ 1 

o o· • X \ G . . • ' , •• ... .11..'<'r 1nta- es cn 
o G:1~b/ j ',,crn~~~~1~cn L1ctcmagcn tihnc ' orhenge Andl\v1uni,: ..,,:=c,11 auf RC'Chnuns der y . 

o Dic X-,\ G k11nn die Y-Gmbl I Juf L'bcm.1hmc cks l.1\'.ien,~m s LJ.i~en 


